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Stammrechtssatz 

Nach Art. 131 Abs. 2 erster Satz B-VG ist das BVwG für Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG 
zuständig "in Rechtssachen in den Angelegenheiten der Vollziehung des Bundes, die unmittelbar von 
Bundesbehörden besorgt werden". Schon der Text dieser Regelung knüpft offensichtlich an die 
Begrifflichkeit des Art. 102 Abs. 2 B-VG (arg. "Folgende Angelegenheiten können ... unmittelbar von 
Bundesbehörden besorgt werden") an. Dieser Befund wird durch die Gesetzesmaterialien (RV 1618 
BlgNR XXIV. GP zur Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012) erhärtet. Danach spielt es keine Rolle, 
ob die betreffende Angelegenheit in Art. 102 Abs. 2 B-VG selbst genannt ist oder sich ihre Besorgung in 
unmittelbarer Bundesverwaltung aus anderen verfassungsgesetzlichen Bestimmungen ergibt (so 
zutreffend VwGH 24.6.2015, Ra 2015/04/0035, VwSlg. 19.148 A, mwH). Im Sinn der 
Gesetzesmaterialien besteht eine Zuständigkeit des BVwG damit auch dann, wenn die Vollziehung durch 
Bundesbehörden erfolgt, die gemäß Art. 102 Abs. 4 B-VG mit Zustimmung der Länder für andere als die 
in Art. 102 Abs. 2 B-VG bezeichneten Angelegenheiten errichtet wurden. 
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